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M
it dem Tarifabschluss der
Angestellten im Öffentli-
chen Dienst vom März

dieses Jahres stellt sich zugleich auch
die Frage nach einer Übertragung des
Tarifergebnisses auf die Besoldung der
Beamten. Wie bereits in Forschung &
Lehre (5/13, S. 387) dargestellt, gestal-
tet sich die zu erwartende Übertragung
des Tarifergebnisses auf die Beamtenbe-
soldung in den einzelnen Bundeslän-
dern sehr disparat. Nach derzeitigem
Stand plant lediglich Bayern eine zeit-
und inhaltsgleiche Übertragung des Ta-
rifergebnisses auf seine Landesbeamten.
Sachsen und Sachsen-Anhalt wollen ei-
ne jeweils zeitverzögerte, aber ansons-
ten inhaltsgleiche Übertragung des Ta-
rifergebnisses auf die Beamtenbesol-
dung vornehmen. In den übrigen Län-
dern wird mehr oder weniger stark hier-
von abgewichen. Rheinland-Pfalz hat
bereits 2011 beschlossen, 2013 und
2014 lediglich eine einprozentige Stei-
gerung der Beamtenbesoldung vorzu-
nehmen. Dabei divergiert die Anpas-
sung in den Ländern mitunter auch in-
nerhalb der einzelnen Besoldungsgrup-
pen. Der nordrhein-westfälische Land-
tag hat für seine Beamten ab Besol-

dungsgruppe A 13 für 2013 und 2014 ei-
ne „Nullrunde“ beschlossen. Entspre-
chendes gilt für Bremen. Sowohl ein
Gutachten des wissenschaftlichen
Dienstes des schleswig-holsteinischen
Landtages, welches die dort geplante
Novellierung kritisch bewertet hat, als
auch ein Gutachten des Berliner
Rechtsprofessors Ulrich Battis, welches
u.a. die Regelung in Rheinland-Pfalz für

rechtswidrig erklärt hat, haben in der
jüngeren Zeit die Debatte um die Recht-
mäßigkeit einer Nichtübertragung des
Tarifergebnisses auf die Beamtenbesol-
dung neu befeuert. Welche Anknüp-
fungspunkte sind für die Beurteilung
der Rechtmäßigkeit einer (teilweisen)
Nichtübertragung von Tarifergebnissen
im Öffentlichen Dienst auf die Beam-
tenbesoldung maßgeblich und welche
Handlungsoptionen stehen dem Beam-
ten offen? 

Rechtmäßigkeit einer Nicht-
übertragung

Kernanknüpfungspunkt für die Beurtei-
lung der Rechtmäßigkeit einer (gegebe-
nenfalls) unzureichenden Besoldungs-
anpassung bei Beamten ist das so ge-
nannte Alimentationsprinzip. Das Ali-
mentationsprinzip gehört gemäß
Art. 33 Abs. 5 GG zum Kernbestand
der Strukturprinzipien der hergebrach-
ten Grundsätze des Berufsbeamten-
tums. Es verpflichtet den Dienstherrn,
Beamten und ihren Familien die Mittel
für einen Lebensunterhalt zur Verfü-
gung zu stellen, der nach dem Dienst-
rang, der mit dem Amt verbundenen
Verantwortung und der Bedeutung des
Berufsbeamtentums für die Allgemein-

heit angemessen
ist. Die durch Art.
33 Abs. 5 GG ge-
forderte Amtsan-
gemessenheit der
Regelalimentation
richtet sich dabei
nach dem Netto-

Einkommen der Beamten. Ob das jähr-
liche Netto-Einkommen der Beamten
den verfassungsrechtlichen Vorgaben
genügt, hängt von der Entwicklung der
allgemeinen wirtschaftlichen und finan-
ziellen Verhältnisse ab. Maßgebend ist
nach der Rechtsprechung vor allem der
Vergleich mit den Netto-Einkommen
der tariflich Beschäftigten des Öffentli-
chen Dienstes. Daneben wird auch auf
die Entwicklung derjenigen Einkom-
men abgestellt, die für vergleichbare Tä-
tigkeiten außerhalb des Öffentlichen
Dienstes erzielt werden. Der Gesetzge-
ber darf die Beamtenbesoldung danach
von der allgemeinen Entwicklung nur
dann ausnehmen, wenn dies durch spe-
zifische, im Beamtenverhältnis wurzeln-
de Gründe gerechtfertigt ist. Den Beam-
ten dürfen nach ständiger Rechtspre-
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»Nach derzeitigem Stand plant lediglich
Bayern eine zeit- und inhaltsgleiche
Übertragung des Tarifergebnisses auf
seine Landesbeamten.«



chung aber keine sog. Sonderopfer zur
Konsolidierung der öffentlichen Haus-
halte auferlegt werden (BVerfG, Urt. v.
27.9.2005, Az.: 2 BvR 1387/02). Der Ali-
mentationsgrundsatz ist laut Rechtspre-
chung verletzt, wenn der Gesetzgeber
ohne solche rechtfertigenden Gründe
die Besoldung der Beamten von der all-
gemeinen Wirtschafts- und Einkom-
mensentwicklung abkoppelt, wenn also
die finanzielle Ausstattung der Beamten
greifbar hinter der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung zurück bleibt.
Das bedeutet im Ergebnis aber auch,
dass eine Nichtanpassung der Beamten-
besoldung nicht automatisch zu einer
Verletzung des Alimentationsprinzips
führt. 

Bei der Umsetzung seiner Pflicht zur
amtsangemessenen Alimentierung hat
der Gesetzgeber nach ständiger Recht-
sprechung einen weiten Ermessens-
spielraum. Nach übereinstimmender
Auffassung in Rechtsprechung und Lite-
ratur ist der Gesetzgeber nicht ver-
pflichtet, die Ergebnisse von Tarifver-
handlungen für Arbeitnehmer des Öf-
fentlichen Dienstes spiegelbildlich auf
die Beamtenbesoldung zu übertragen
(BVerwG, Urt. v. 23.7.2009, Az.: 2 C
76/08). Die in den Ländern teilweise
geplante, nach Besoldungsgruppen dif-
ferenzierte Übertragung des Tarifergeb-
nisses ist insbesondere im Hinblick auf
das aus dem Alimentationsprinzip abge-
leitete sog. Abstandsgebot kritisch zu
hinterfragen. Zwar folgt aus Art. 33 Abs.
5 GG nicht, dass die Besoldungsgrup-
pen immer im gleichen Verhältnis zuei-

nander stehen müssen und die Besol-
dungsdistanz stets unverändert erhalten
bleiben muss, die Differenzierung darf
aber auch nicht lediglich symbolischen
Charakter haben (VG Saarland, Urt. v.
10.1.2006, Az.: 3 K 241/04). Ob eine
Abkopplung der Besoldung der Beam-

ten von der allgemeinen Wirtschafts-
und Einkommensentwicklung und da-
mit ein Verstoß gegen das Alimentati-
onsprinzip auf Grundlage der jeweils
geplanten Regelungen in den Ländern
tatsächlich angenommen werden kann,
wird im Ergebnis lediglich im Rahmen
einer Gesamtwürdigung der Umstände
des jeweiligen Einzelfalls und nur in je-
dem Bundesland gesondert beurteilt
werden können. Die in der Vergangen-
heit in den einzelnen Bundesländern
vorgenommenen Einschnitte in der Be-
soldung der Beamten (beispielsweise
durch eine Streichung des Weihnachts-
geldes) wurden bisher von der Recht-
sprechung noch verfassungsrechtlich
gebilligt.

Geltendmachung
Ist der Beamte der Auffassung, dass sei-
ne Besoldung aufgrund einer mangel-
haften Übertragung des Tarifergebnisses
greifbar hinter der allgemeinen Ein-

kommensentwicklung zurückbleibt, er
mithin unteralimentiert ist, steht ihm
grundsätzlich die Möglichkeit offen, im
jeweils laufenden Kalenderjahr gegen-
über seiner Bezügestelle Widerspruch
gegen die Höhe seiner Besoldung einzu-
legen und zugleich zu beantragen fest-

zustellen, dass die
Alimentation der
Bezüge verfas-
sungswidrig zu
niedrig bemessen
sei und amtsange-
messene Dienst-
bezüge für das

Jahr, in dem der Anspruch geltend ge-
macht wird sowie für die Folgejahre
festzusetzen und zu gewähren seien
(vgl. BVerfG, Urt. v. 14.2.2012, Az.: 2
BvL 4/10 i. V. m. Beschluss v.
22.3.1990, Az.: 2 BvL 1/86). Nach stän-
diger Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts ist ein unmittelbarer
Widerspruch gegen Handlungen des
Dienstherrn, die keine Verwaltungsakte
sind, zulässig. Für die Besoldung, die
von Amts wegen zu gewähren ist, gilt
nichts anderes. Gegen einen ablehnen-
den Widerspruchsbescheid müsste so-
dann gegebenenfalls Klage beim Ver-
waltungsgericht erhoben werden. Rich-
tige Klageart wäre bei der Geltendma-
chung einer Unteralimentation eine
Feststellungsklage, die darauf gerichtet
ist festzustellen, dass aufgrund der Ab-
kopplung der Beamtenbesoldung von
der allgemeinen Wirtschafts- und Ein-
kommensentwicklung ein Verstoß ge-
gen das Alimentationsprinzip vorliegt.
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»Eine Nichtanpassung der Beamten-
besoldung führt nicht automatisch zu
einer Verletzung des Alimentations-
prinzips.«
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